
D ie Empörung wird sich nicht so
schnell legen, die da in Berlin auf
dieNachricht hin ausgebrochen ist,

dass der amerikanische Geheimdienst
NSABundeskanzlerinAngelaMerkelsHan-
dy angezapft hat. Viele Amerikaner aller-
dings verstehen diesen Zorn überhaupt
nicht–unddashatvielmitdenUnterschie-
den zwischen Deutschen und Amerika-
nern zu tun, wenn es um das Verhältnis
von Privatsphäre, der Rolle des Staates
und Sicherheitsangelegenheiten geht.

Die sehr verhaltene Antwort aus dem
WeißenHaus,manversichere,dassdasMo-
biltelefon der Kanzlerin im Moment und
auch in Zukunft nicht abgehört werde,
wird die Nerven der Deutschen nicht so
bald beruhigen. Es gibt allerdings auch ei-
ne korrespondierende Gegenreaktion in
Washington. Bei den jüngsten Anhörun-
gen imKongress zurÜberwachungspolitik
der National Security Agency machten ei-
ne Reihe von Politikern ihrer Empörung
über die Empörung in Europa Luft. Die
NSA, so argumentieren sie, arbeite geset-
zeskonform zum Schutz der Vereinigten
Staaten – und sogar zum Schutz derer, die
da in Europa gegen diese Überwachung
protestierten.

In vielfacher Weise war dieser trans-
atlantische „clash of communications“ ein
vorhersehbarerZusammenstoß.Diepoliti-
schen Explosionen in Berlin und darüber
hinausauch inParis,RomundMadrid stie-
ßen in den USA auf eine Mischung aus

Überraschung, einer gewissen Sympathie,
vorallemaberUnverständnis.VieleAmeri-
kanerstellengegenwärtigFragenzumAus-
maß der Überwachung durch die US-Ge-
heimdienste, der sie ausgeliefert sind,
doch sind sie stärker als die Europäer ge-
neigt, diese Überwachung als etwas zu ak-
zeptieren, das eben zum Leben gehört. Sie
fragen sich nicht so sehr, obdie staatlichen
Stellen schnüffeln, sondern vielmehr, wie
viel Informationsbeschaffung angemes-
sen ist und wie viel Aufsicht sie benötigt.
Auch in der Debatte, dass Google, Yahoo
undFacebookmutmaßlich ihre Informati-
onen über die Nutzermit dem Staat teilen,
geht es weniger darum, dass dies ge-
schieht, sondern vielmehrdarüber,welche
Grenzen hier gesetzt werden, wer verant-
wortlich für die Kontrolle ist und wer wem
Rechenschaft schuldet.

Viele Amerikaner nehmen die Empö-
rung in Europa als eineMischung ausNai-
vität,HeucheleiundmoralischerÜberheb-
lichkeit wahr. Verstärkt wird diese Kritik
durch die Tatsache, dass auch die europäi-
schen Geheimdienste den Datenstrom

überwachen–manchmal inZusammenar-
beit mit den Amerikanern.

Sicher gibt es Amerikaner, die stärker
mitderHaltungderEuropäer sympathisie-
ren, auch aus der Befürchtung heraus,
dass der eigene Staat immer weiter in ihre
Privatsphäre eindringt. Dazu gehören
auch einige Mitglieder des Kongresses,
selbst solche, die in der Vergangenheit zu
den Befürwortern einer Ausweitung der
Geheimdiensttätigkeiten zählten. Es gibt

aberauch jene,diedenEuropäerndenVor-
wurf übel nehmen, die Geheimdienste der
VereinigtenStaaten führtenÜbles imSchil-
de – dabei seien sie doch ein notwendiges
Werkzeug für mehr Sicherheit gegen die
Bedrohung durch den globalen Terroris-
mus. Die Tatsache jedenfalls, dass Edward
Snowden in gewissen Kreisen in Deutsch-
land als Held dargestellt wird, der Asyl in

der Bundesrepublik erhalten sollte, wird
weithin als heuchlerisch beschrieben, be-
sonders im Lichte der langen und intensi-
ven Beziehungen zwischen dem Westteil
desgeteiltenDeutschlandsunddenUSA in
der Nachkriegszeit – ganz abgesehen da-
von, dass Snowden beschuldigt wird, Bun-
desgesetze gebrochen zu haben.

DieanfänglichewütendeReaktion inEu-
ropa hat in den US-Medien breiten Raum
eingenommen. Die gerade beschriebenen
vielfältigen Reaktionen spiegeln aber
mehrdie vielenParameterder innenpoliti-
schen Debatte in den Vereinigten Staaten.
GemäßderGrundregel,dassallePolitikLo-
kalpolitik ist, sind die meisten Leute pri-
märandeminteressiert,was ihreigenesLe-
ben betrifft. Der durchschnittliche Ameri-
kanerregtsichnichtbesondersüberdieGe-
heimdienstaktivitäten des Staates auf,
weil er nicht sieht, wie er davon selbst be-
troffen ist. Als Konsequenz der Attentate
des 11. Septembers2001gehendieUS-Bür-
ger davon aus, dass irgendeine Form von
Überwachung immer stattfindet, im Na-
men der nationalen Sicherheit. Die Debat-

te geht imAugenblick darüber, wie viel be-
obachtet werden und wer die Beobachter
beobachtensoll.EdwardSnowdensEnthül-
lungenhabensicherdenKritikernAuftrieb
gegeben. Aber die Besorgnis in den ameri-
kanischen Kreisen konzentriert sich auf
die Überwachung der Amerikaner – Aus-
länder bleiben außerhalb derBetrachtung.

Dass Deutsche gegenüber Geheim-
dienstpraktiken hypersensibel sind, mag
man im Lichte ihrer Geschichte verstehen.
Die Unterstellung aber, dass die Überwa-
chung der Amerikaner äquivalent sei zur
einstigen ostdeutschen Stasi oder gar zur
nationalsozialistischen Gestapo, wird als
völlig übertrieben und als beleidigend
wahrgenommen. In dieser Debatte kann
man tatsächlich auf beiden Seiten des At-
lantiks ein gewissesMaßanHeuchelei und
Unehrlichkeit nicht leugnen.

Es fehltunsallender festeHalt inderdi-
gitalen Welt, die sich da rasant entwickelt.
Uns fehlen die Instrumente zur Erfassung
von Geheimdiensttätigkeit, uns fehlen die
MöglichkeitunddieBereitschaft,Ressour-
cenüberdienationalenGrenzenhinwegge-
meinsam zu nutzen, wir können noch
nicht mit der unendlichen Cyberwelt um-
gehen. Die Geheimdienstmaschine, die im
vergangenen Jahrzehnt aufgebaut wurde,
um die Vereinigten Staaten zu schützen,
hat sich in dieser Zeit exponentiell ausge-
dehnt, beim Personal genauso wie bei den
finanziellenRessourcen.Undvielleicht be-
sitzen die USA hier tatsächlich den Werk-

zeugkoffer, um diese Lücken schnell zu
schließen.DieMöglichkeitenderVereinig-
ten Staaten in diesem Bereich sind wahr-
haft global geworden. Begründet wird dies
damit,dassdieseFähigkeitenbenötigtwer-
den, um das Land und seine Interessen
überall in der Welt zu schützen. Dies
schließt die möglichen Vorteile ein, die die
USA ihren Verbündeten anbieten kann.

Die Reaktion in Deutschland zeigt, dass
dieser Begründung nicht geglaubt wird.
WenndasArgumentderUS-Regierung lau-
tet, eine globaleÜberwachung sei eine glo-
bale Notwendigkeit, dann muss sie aber
auchbegreifen,dass sie zugleicheingloba-
lesProblemist,daseineglobaleLösungbe-
nötigt, zu der jeder seinen Teil beitragen
muss. Für Deutsche wie Amerikaner be-
deutetdas:EsgehtnichtalleineumBefind-
lichkeiten. Es geht um die globale Heraus-
forderung des digitalen Zeitalters, in der
Stärke beides bedeutet: die Fähigkeit zu
verbinden und die Fähigkeit zu schützen.
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Letztlich geht es um eine
gemeinsame Herausforderung:
denWandel der digitalen Welt
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